
Fernsehanstalten gefordert. Zunächst einmal muß man feststel­
len, diese Anstalten gibt es ja als öffentlich-rechtliche noch nicht 
im vollen Sinne des Wortes. Die hohen Anforderungen, die etwa 
ein öffentlich-rechtlicher Status an Überparteilichkeit und Aus­
gewogenheit des Programms stellt, stehen ja gerade zur Debatte. 
Sie sind also im besten Falle auf dem Wege dorthin. Und auf dem 
Wege dorthin muß durch die Mediengesetzgebung auch das Nö­
tige an Kontrolle geregelt werden.

Jetzt aber bereits existiert ja, wie Sie wissen, der Medienkon­
trollrat, der von der Volkskammer beauftragt ist. In ihm sind par­
lamentarische und außerparlamentarische Kräfte vereint. In der 
Regierungserklärung hat die Regierung erklärt, daß sie dafür ist, 
das Mandat dieses Rates zu erneuern. Wir werden in Zusammen­
arbeit mit dem Medienausschuß dieses Hauses, der sich gestern 
konstituiert hat, uns abstimmen und in Bälde eine Vorlage ma­
chen, wie mit dieser Erneuerung dieses Mandats des Medien­
kontrollrates verfahren werden kann. Danke.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Ich sehe keine Fragen. - Doch, bitteschön, Herr Weiß.

Weiß (Bündnis 90/Grüne):

Herr Minister, sie sagten soeben, Einschaltquoten und Absatz- 
^rffern würden entscheiden. Was halten Sie vom Kulturauftrag 

der Medien? Ist Ihre Regierung der Auffassung, daß Fernsehen, 
Rundfunk, Presse usw. nur da sind, um Geld zu verdienen! Vie­
len Dank.

(Beifall vor allem bei der PDS und beim 
Bündnis 90/Grüne)

Dr. Müller, Minister für Medienpolitik:

Einschaltquoten und Absatzziffern werden Ungleichheiten in­
nerhalb der Medienlandschaft ausgleichen. Der Leser und Hörer 
muß selber entscheiden können. Das ist die eine Seite.

Ich gebe Ihnen genauso recht, daß auf der anderen Seite ein 
Kulturauftrag besteht, und daß das nicht der alleinige Maßstab 
sein kann.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Ja, dankeschön. Bitte, das ist dann aber die zweite Frage, und 
es hat sich keiner mehr gemeldet außer demjenigen, der schon 

ne Frage gestellt hat. Ich bitte Sie, und dann ist die Fragerunde 
^-beendet.

Prof. Dr. Bisky (PDS):

Sie sagten, Sie wollen der Presse helfen oder Rahmenbedin­
gungen schaffen. Wie stehen Sie zu der Tatsache, daß jetzt sehr 
viele Erzeugnisse aus der Bundesrepublik hereinkommen und 
unsere Illustrierten zum Beispiel keinerlei Chance haben zu 
konkurrieren, weil sie keine Tiefdruckkapazität haben? Sind Sie 
gewillt, da etwas zu tun?

Dr. Müller, Minister für Medienpolitik:

Ich hatte gesagt, daß wir in dieser Frage schnell handeln wer­
den, und gerade dieses Problem ist ja eines der dringenden. Wir 
werden uns noch mit dem Wirtschaftsministerium abstimmen; 
Herr Pohl hat zu Fragen des Pressegrossos etwas angedeutet. 
Wir werden in aller Schnelle auf eine Regulierung dieses Pro­
blems zugehen.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Dankeschön. Sie haben schon einmal gefragt, da möchte ich 
jetzt nicht noch einmal das Wort erteilen. - Also gut, Herr Weiß 
noch einmal.

Weiß (Bündnis 90/Grüne):

Ich bedanke mich für die großzügige Lösung. Herr Minister, 
Sie sprachen an, daß DDR-Rundfunk und -Fernsehen zu öffent­
lich-rechtlichen Anstalten umgestaltet werden sollen. Nun ist 
das ja der Auftrag, den der Runde Tisch unseren Medien bereits 
erteilt hat. Was gedenken Sie zu tun, um dafür zu sorgen, daß das 
in die Realität umgesetzt wird, daß Rundfunk und Fernsehen 
wirklich öffentlich-rechtliche Anstalten werden und daß auch 
ADN entsprechend dem Auftrag des Runden Tisches und übri­
gens auch gemäß dem Beschluß über Medienfreiheit umgewan­
delt wird? Vielen Dank.

Dr. Müller, Minister für Medienpolitik:

Diese Frage ist im Zusammenhang mit einer umfassenden 
Mediengesetzgebung zu lösen, die in der Regierungserklärung 
auch als anstehend gekennzeichnet worden ist. Und das wird un­
sere dringende Aufgabe in den nächsten Wochen sein.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Dankeschön. Als nächste die Ministerin für Jugend und Sport, 
Frau Schubert.

Frau Schubert, Minister für Jugend und Sport:

Verehrter Herr Präsident! Werte Damen und Herren! Zur Ju­
gendpolitik gab es einige Anfragen, ich möchte mich aber aus 
zeitlichen Gründen sehr kurz fassen. Das hat nichts mit man­
gelnder Jugendpolitik zu tun, sondern eben nur mit Zeitgrün­
den.

Die neuen Freiheiten, die wir alle nun ergreifen und in An­
spruch nehmen, bergen auch Risiken und Gefahren. Viele der 
Jugendprobleme, mit denen wir uns nun öffentlich auseinander­
zusetzen haben, sind allerdings nicht neu, es hat sie schon früher 
gegeben, auch wenn sie unter der Betondecke einer 40jährigen 
SED-Diktatur unterdrückt und verborgen waren.

Zum Beispiel der Rechtsextremismus. Manche möchten uns 
glauben machen, er sei ein Produkt der Wende in unserem Lan­
de. Rechtsextremistische Ausschreitungen gab es schon seit An­
fang der 80er Jahre.

Zum Beispiel das Problem der Arbeitslosigkeit junger Men­
schen. Wir alle kennen doch die mißliche Lage, nach dem Stu­
dium zwar einen Arbeitsplatz, aber keine Arbeit zu haben. Ar­
beitslosigkeit nur mühsam verdeckt, kaschiert, was sonst? Pro­
bleme, die nicht durch eine sachgemäße Bearbeitung angegan­
gen, sondern durch administrative Zwangsmaßnahmen unter­
drückt wurden.

Eine freiheitliche Gesellschaft, eine Demokratie läßt solche 
Scheinlösungen nicht mehr zu. Wir müssen uns den Herausfor­
derungen ernsthaft stellen. Der SED-Staat hat auch im Jugend­
bereich Verwüstungen hinterlassen, deren Ausmaß wir erst 
langsam zu begreifen beginnen. Damit ist nicht nur der Zustand 
von Gebäuden, von Einrichtungen gemeint, in denen Kinder und 
Jugendliche betreut werden oder ihre Freizeit verbringen wol­
len. Mit „Verwüstungen“ spreche ich vielmehr die seelischen 
Schäden aus, die immer offenkundiger werden.

Politik für Kinder und Jugendliche, wie ich sie anstrebe, wird 
von folgenden Grundsätzen geleitet:

Die Freiheits- und Menschenrechte auch für Kinder und Ju­
gendliche sind zu sichern. Die UNO-Konvention über die Rechte 
der Kinder weist hier Richtung.

In der Erziehung ist dem Elternrecht Geltung zu verschaffen. 
In den Rahmen des Elternrechts müssen sich die anderen Erzie- 
hungs- und Betreuungsangebote einfügen. In einer freiheitli­
chen Demokratie muß es eine Pluralität von Trägern und Ange­
boten der Erziehung geben.
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